
 

 

 
 

 
Die Grundlagenermittlung des Architekten erfordert die Prüfung einer 
ordnungsgemäßen Entwässerung 
 
 
 
 
Der mit der Planung beauftragte Architekt muss sich im Rahmen der 
Grundlagenermittlung damit befassen, wie eine ordnungsgemäße Entwässerung des 
Bauvorhabens erreicht werden kann. 
 
Das OLG München hat hierzu entschieden (Beschluss vom 09.07.2020, 
Nichtzulassungsbeschwerde vom BGH zurückgewiesen mit Beschluss vom 
19.08.2021): 
 

1. Der Architekt ist verpflichtet, die Gebäudeplanung so zu erstellen, dass ein 

ausreichender Schutz des Bauwerks vor zulaufendem Oberflächenwasser 

gewährleistet ist. Er hat sich im Rahmen der Grundlagenermittlung 

beziehungsweise spätestens der Vorplanung mit den Geländeverhältnissen 

zu befassen. 

2. Kann der Architekt nicht selbst beurteilen, ob ein Wunsch des Auftraggebers 

angesichts der Geländeverhältnisse realisierbar ist, muss er darauf 

hinweisen bzw. darauf hinwirken, dass der Auftraggeber einen 

Sonderfachmann einschaltet. 

3. Ergeben sich aus dem Umstand, dass auf dem Nachbargrundstück 

Aufschüttungen sind, möglicherweise Auswirkungen auf den Ablauf von 

Oberflächenwasser auf das Baugrundstück, ist der Architekt verpflichtet, den 

Auftraggeber darüber aufzuklären und mögliche Lösungswege aufzuzeigen, 

mit denen der notwendige Schutz gegen zulaufendes Oberflächenwasser 

erreicht wird. 

Im vorliegenden Fall wurde ein Architekt mit den Leistungen der Leistungsphasen 1 bis 
8 nach HOAI für den Neubau eines Einfamilienhauses beauftragt. Die Bauherren 
wünschten, dass das Bauwerk möglichst tief im Gelände sitzt. Der Architekt erstellte 
eine entsprechende Planung. Auf dieser Grundlage wurde das Bauvorhaben 
ausgeführt. Da die Nachbargrundstücke auf künstlichen Aufschüttungen errichtet 
worden waren und der Baugrund nicht ausreichend versickerungsfähig war, drang bei 
Starkregenereignissen Oberflächenwasser in das Gebäude ein. Die Bauherren klagten 
auf Vorschuss für den Abriss und die Neuerrichtung des Gebäudes.  
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Das Gericht gab der Klage statt. Nach Auffassung des Gerichts muss der Architekt bei 
der Grundlagenermittlung prüfen, wie eine ordnungsgemäße Entwässerung erreicht 
werden kann. Er muss die Baugrundverhältnisse und auch die Folgen der 
Umgebungsbebauung für die Art der Entwässerung beachten. Sind die Aufschüttungen 
der Nachbarn rechtswidrig, muss er auch dies entsprechend berücksichtigen.  
 
Mit Blick auf den Wunsch der Bauherren nach einem möglichst tief liegenden Bauwerk, 
muss der Architekt ausreichend darüber aufklären, wie ein ordnungsgemäßer Schutz 
vor Oberflächenwasser erreicht werden kann, sei es durch eine alternative Gründung 
und Gebäudelage, ausreichende Abdichtungsmaßnahmen oder die 
Außenanlagengestaltung. 
 
Der Architekt trägt die Verantwortung dafür, dass eine Gefährdung des Gebäudes 
durch Oberflächenwasser ausgeschlossen ist. Er muss sich schon im Rahmen der 
Grundlagenermittlung mit diesen Risiken befassen und bei fehlender Fachkenntnis auf 
die Beauftragung eines Sonderfachmanns hinwirken. Der Wunsch der Bauherren nach 
einem möglichst tief liegenden Gebäude befreit den Architekten ebenso wenig von 
seiner Verantwortung wie bereits vorhandene, rechtswidrige Geländeaufschüttungen 
von Nachbarn. Ihn trifft eine umfassende Aufklärungs- und Hinweispflicht. 
 
 
 
Dr. Phillipp Schlüter 
Rechtsanwalt und Fachanwalt für Bau- und Architektenrecht 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Die Beiträge dienen der generellen Information und wurden nach bestem Wissen verfasst. Für die Richtigkeit und Wiedergabe der Beiträge wird keine Gewähr übernommen. 
Die in diesem Informationsdienst veröffentlichten Beiträge sind urheberrechtlich geschützt. Alle Rechte zur Vervielfältigung und Verbreitung sind den Verfassern vorbehalten. 


